
Begeisterte Hitler-Anhänger in Deutschland (1938): „Man kann sie nur töten oder gewinnen“
Ein kleiner Fall nur, abgelegt im Ar-
chiv. Es ist Januar 1945 in einem KZ
im Osten Deutschlands. Dieser Häft-

ling aus Italien jammere ständig, klage
über Hunger, überhaupt mache er „einen
geistesgestörten Eindruck“, sagt der Auf-
seher. Also bekommt ein Rottenführer der
SS den Befehl, den Italiener zum Schwei-
gen zu bringen, für immer.

Auf welche Weise er mordet, ist durch
eine knappe Zeugenaussage überliefert.
48
Der Rottenführer, in der Rangliste der SS
weit unten, hält dem Ausgehungerten ein
Stück Brot vors Gesicht, der öffnet den
Mund, um hineinzubeißen – und der 
SS-Mann feuert mit einer Pistole in den
Rachen.

Der Täter und sein Auftraggeber wurden
nie gefasst.

Es gab auch Fälle wie den, der sich in
Polen im November 1943 abspielte, Distrikt
Lublin. Binnen Tagesfrist töteten etwa 2000
d e r  s p i e g e l 2 / 2 0 0 6
Angehörige der SS und der Polizei mehr
als 42000 Juden. Es war die größte Massen-
erschießung des Zweiten Weltkriegs.

Nur einer der Mordschützen wurde je 
in Westdeutschland zur Rechenschaft ge-
zogen, ganz spät erst; es war einer aus 
dem letzten Glied. 

Bis zu 250000 Männer und Frauen, so
wird geschätzt, waren während der NS-
Diktatur am Holocaust beteiligt, als Pla-
ner, Exekutoren und Handlanger. Hun-
Amnesie und Amnestie
Millionen Deutsche unterstützten Hitler, Hunderttausende machten mit bei Holocaust und Kriegs-
verbrechen. Der Verzicht auf eine umfassende Entnazifizierung ist der größte moralische Makel 

der Nachkriegsgeschichte. Nur: Anders wäre der Aufbau der Republik ungleich schwieriger gewesen.
Schon vor Kriegsende begannen die

Alliierten, nach NS-Tätern zu fahnden.

Doch viele nutzten das Chaos 1945,
eine neue Identität anzunehmen,

etliche blieben unentdeckt oder wur-

den erst nach ihrem Tod enttarnt. Um

die rechte Szene kleinzuhalten, setzte

sich die Adenauer-Regierung selbst für
Kriegsverbrecher ein. Im Rahmen 

einer Serie beschreibt der SPIEGEL, wie

die Deutschen in Ost und West bei 

der rechtlichen Aufarbeitung der Nazi-

Vergangenheit versagten.
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Kanzler Adenauer (r.), Adlatus Globke (um 1959): So wenig Strafe wie möglich 

Serie
derttausende weitere Deutsche töteten ei-
genhändig für das Regime, sie schossen
auch Kinder nieder und wehrlose Alte. Sie
löschten ganze Ortschaften aus.

Ein Heer von Tätern – und es ist davon
auszugehen, dass ein Großteil von ihnen
den Krieg überlebte. Dies wird als Signum
für das Jahrtausendverbrechen in Deutsch-
lands Geschichte einzementiert sein, und
erst recht die Gesamtzahl derer, die in
Konzentrations- oder Vernichtungslagern
ermordet wurden: elf Millionen Menschen,
wie der Zeitgeschichtler Manfred Görte-
maker schätzt*.

Und die Anzahl der Urteile? Wie viele
Personen mussten büßen? 

Vor den Gerichten der Siegermächte
und im Ausland, etwa in Polen, Jugo-
slawien oder Israel, könnten es bis zu
60000 gewesen sein, wahrscheinlich aber
liegt die Zahl deutlich darunter. Im Osten
Deutschlands waren es lediglich 12881, im
Westen nicht mehr als 6498 (davon knapp
1000 wegen eines Tötungsdelikts). Gerade
mal 438 wurden zu lebenslanger Haft ver-
urteilt. Alle anderen hatten sich nie der
Gerechtigkeit zu stellen – im Westen ka-
men sie unter den Schutzschild der neuen
Demokratie und durften mit anpacken, still
und heimlich.

* Manfred Görtemaker: „Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland“. Fischer Taschenbuch Verlag, Frankfurt am
Main; 928 Seiten; 17,90 Euro.
Dies gehört zur Bilanz eines Rechts-
staats, der Bundesrepublik Deutschland.

Die Versäumnisse der ersten Jahre
ließen sich nie wieder wettmachen. Zur
Gründungsphilosophie der jungen Repu-
blik gehörte der Leitsatz: am besten
schweigen, Ruhe bewahren, so wenig Stra-
fe wie möglich. Amnesie und Amnestie,
eine ideale Doppelstrategie. 

Anfangs noch, nach dem Schock des
Kriegsendes und noch vor den schnellen
Urteilen der Alliierten im Hauptkriegsver-
brecherprozess von Nürnberg, hatten fast
80 Prozent der Bürger es für gut und rich-
tig gehalten, die national-
sozialistischen Führer auf
die Anklagebank zu set-
zen. 1950, die Nürnberger
Folgeprozesse waren kaum
vorbei, stimmten gerade
noch 38 Prozent dafür –
wohl weil vielen Deut-
schen nun dämmerte, dass
sie von einer umfassenden
Entnazifizierung selbst be-
troffen gewesen wären.

Plötzlich ging es gegen
die vermeintliche „Sieger-
justiz“, plötzlich war man
für die Rehabilitierung ei-
nes gewaltigen Beamten-
apparates, der den Natio-
nalsozialisten loyal gedient
hatte.

Filmplakat (194
Still und heim
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Plötzlich war man für die Einstellung al-
ler Strafverfolgung, für die Freilassung je-
ner Männer, die nicht mehr Kriegsverbre-
cher hießen, sondern „Kriegsverurteilte“,
so als hätte ihre Schuld nur darin bestan-
den, am Krieg teilgenommen zu haben.

Plötzlich war man also für den Schluss-
strich.

Die Deportation der Juden, der Massen-
mord: kein Thema. Die Verstrickung der
Wehrmacht: kein Thema. Über die Blutrich-
ter der Nazis sprach kaum jemand, „trotz
tausendfachen Missbrauchs der Todesstra-
fe“ (so der Bundesgerichtshof, aber erst vier
Jahrzehnte später). Und niemand interes-
sierte sich so recht dafür, dass es sich alte NS-
Eliten in neubürgerlicher Sekurität gutge-
hen ließen – wie etwa der SS-Obergruppen-
führer Werner Best, jener Chefideologe der
Gestapo und „Konzepteur der Vernichtungs-
politik“ (so nennt ihn der Geschichtsforscher
Ulrich Herbert), der nach seiner Haft in Dä-
nemark in Essen als Syndikus arbeitete und
alte Kameraden juristisch betreute.

Zwar vermochte die Ideologie der Nazis
nach 1945 – bis auf eine nicht ungefährliche
Phase Ende der vierziger, Anfang der fünf-
ziger Jahre – kaum noch jemanden zu be-
geistern. Aber dies bedeutete nicht, dass es
„eine sichere innere Distanz“ zum Natio-
nalsozialismus gab, wie die Psychoanalyti-
ker Margarete und Alexander Mitscherlich
in ihrem großartigen Essay „Die Unfähig-
keit zu trauern“ feststellten.

Da waren die Soldaten, die immer noch
glaubten, gegen die Bolschewisten zu
Recht zu Felde gezogen zu sein. Da gab es
ein Millionenheer politisch desorientierter
früherer NSDAP-Mitglieder. Lediglich eine
Alternative stand zur Wahl: ihre Ausgren-
zung oder ihre Integration. „Man kann
sie“, formulierte der Politologe und Publi-
zist Eugen Kogon in der ihm möglichen
Frivolität, „nur töten oder gewinnen.“

Die junge Bundesrepublik versuchte
Letzteres. Zyniker behaupten daher, das
größte geschichtsbekannte Verbrechen sei
abgeschlossen worden mit dem größten
Resozialisierungswerk aller Zeiten.

Es war ein Akt von „sä-
kularer Bedeutung“, sagt
Historiker Herbert. Es war
letztendlich eine Erfolgs-
geschichte.

Deutschland im Früh-
sommer 1945: Einige Spit-
zenleute aus der Nazi-
Führung hatten sich das
Leben genommen, andere
versuchten, sich zu ver-
stecken. Robert Ley, den
Chef der Deutschen Ar-
beitsfront, entdeckten alli-
ierte Fahnder in einer
Berghütte nahe Berch-
tesgaden, „Distelmeyer“
nannte er sich.

Auch Julius Streicher,
Herausgeber des Hetzblat-
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Angeklagte Nazi-Größen in Nürnberg (1945): Das Wissen um die „Endlösung der Judenfrage“ 
tes „Der Stürmer“, hatte Zuflucht in den
Alpen gesucht und sich zur Tarnung einen
Bart wachsen lassen. Heinrich Himmler,
der Reichsführer-SS, ging den Briten bei
Lüneburg ins Netz; er trug eine Augen-
klappe. Im gut gefälschten Pass stand:
Heinrich Hitzinger. Kurz darauf zerbiss
Himmler eine Giftkapsel.

Aus der ersten Garnitur waren bald die
allermeisten tot oder sistiert. Aber schon
bei den Rängen darunter sah das Bild
anders aus. Mindestens 2000 Nazis, unter
ihnen einer der Cheforganisatoren des
Holocaust, Adolf Eichmann, setzten sich
nach Argentinien ab. 60000, vielleicht so-
gar 80000 verschwanden in Deutschland
in der Illegalität. „U-Boote“ hießen sie
oder „Braun-Schweiger“ – die den Mund
hielten über ihre Vergangenheit.

Manche nahmen im Chaos des Kriegs-
endes die Personalien eines gefallenen Ka-
meraden an, ließen sich selbst für tot er-
klären und heirateten die eigene, offiziell
verwitwete Frau noch einmal. Der Iden-
titätswechsel brachte Rente und Versor-
gungsansprüche. Ein Netzwerk von Un-
terstützern sorgte dafür, dass die Tarnung
nicht aufflog, stumme Helfer in der Fami-
lie, im Viertel, im Dorf, in den Betrieben. 

Sie entkamen einem Strafgericht, das
die Alliierten lange vor Ende des Krieges
geplant hatten. Im Potsdamer Abkommen
vom August 1945 präzisierten die Sieger
ihre Absicht, das NS-System für immer
auszulöschen und Kriegsverbrecher be-
zahlen zu lassen – „mit dem Leben, mit ih-
rer Freiheit und ihrem Schweiß und Blut“
(US-Militärgouverneur Lucius D. Clay).

Auch die Absicht stand dahinter, die an-
deren Deutschen gleichsam im Kollektiv
zu therapieren: weg vom Totalitarismus,
hin zur Demokratie. Alsbald waren in allen
Besatzungszonen sämtliche NS-Organisa-
tionen verboten und jene Gesetze auf-
gehoben, die den Ungeist des Völkischen
verströmten. Nazi-Symbole durften nicht
mehr gezeigt werden, auch nicht das Ha-
kenkreuz im Koppelschloss.

Das war die kleine Form.
Die große Form: 85000 Steckbriefe wur-

den ausgestellt, nach dem ersten Nürn-
berger Prozess gegen die Haupttäter kam
es bis 1949 in der
fränkischen Metro-
pole zu zwölf weite-
ren Verhandlungen
mit 177 Angeklagten:
gegen Ärzte wegen
1945
8. Augus
beschlie
Einrichtu
tionalen

Hitlers langer
Schatten
1943
1. November: Die Alliierten erklären,
Nazi-Verbrechen nach Kriegsende
strafrechtlich zu verfolgen. Millionen
Menschen fallen während des Zweiten
Weltkriegs NS-Gewalttaten zum Opfer.

Erschießungsaktion in Pan‡evo, Ju
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Menschenversuchen und der Tötung so-
genannter Geisteskranker („Euthanasie“),
gegen Industrielle, gegen regimekonforme
Juristen, denen Recht und Gerechtigkeit
egal gewesen waren, gegen Diplomaten,
Militärs und gegen Angehörige jener
Einsatzgruppen, die im Osten Europas ge-
wütet hatten.

Schon bei der frühen justitiellen Auf-
arbeitung durch die Alliierten, gerade in
Nürnberg, kam die tiefe Verstrickung der
Wehrmacht in die Verbrechen der SS
ebenso ans Tageslicht wie präzise Befehls-
wege bei der „Endlösung der Judenfrage“.
Doch die aufgedeckten Fakten hatten
„schlechterdings keine Chance“, ins öf-
fentliche Bewusstsein zu geraten, formu-
liert der Historiker Norbert Frei – weil es
einerseits vielen schwer erschien, die Di-

mensionen des Vernich-
tungskrieges und der
rassistischen Mordpolitik
wirklich zu erfassen, an-
dererseits die meisten
sich gegen den Blick
t: Die Alliierten
ßen in London die
ng eines interna-
 Militärtribunals.

goslawien (1941)

20. Septe
Alliierte 
zahlreich
auf, daru
mächtigu
Hitler dik
machten
später w
Organisa
formal a

17. September:
In Lüneburg beginnt
der erste Kriegsver-
brecherprozess auf
deutschem Boden.
Acht SS-Männer und
drei SS-Aufseherin-
nen aus dem KZ
Bergen-Belsen wer-
den hingerichtet.
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zurück sperrten. Und deshalb sollten jene
Realitäten noch auf Jahrzehnte hinaus ver-
drängt bleiben.

Der Neuanfang stand nicht nur auf dem
Fundament des Strafrechts. Auch die Ent-
nazifizierung, ein anfangs hochambitio-
niertes Programm, folgte durchaus einem
Sühnegedanken. 

Obschon das Ziel der Alliierten – „Ent-
fernung von Nationalsozialisten … aus
Ämtern und verantwortlichen Stellungen“
– klar fixiert war, verlief die technische
Durchführung in den vier Besatzungs-
zonen unterschiedlich

In der sowjetischen Zone diente sie vor-
rangig dem Zweck, die Gesellschaft im Sin-
ne Moskaus umzubauen; über 500000 Per-
sonen waren von der Entnazifizierung
betroffen, viele mussten den öffentlichen
Dienst quittieren, andere fristeten in Spe-
ziallagern ein Leben bis zum Tode. Und
manchem Gegner der Kommunisten wur-
de eine braune Vergangenheit angedich-
tet. Der Masse ehemaliger NS-Parteigänger
indes bot sich die gütige Aufnahme ins
mber: Der
Kontrollrat hebt
e NS-Gesetze
nter das Er-
ngsgesetz, das
tatorische Voll-
 gab. Wenig
erden alle NS-
tionen auch
ufgelöst.

1946
12. Januar: Die Alliierten ordnen an,
alle Nationalsozialisten aus öffent-
lichen Ämtern zu entfernen.

14. November 1945 bis
1. Oktober 1946: Im Nürnberger
Hauptkriegsverbrecherprozess
werden zwölf führende National-
sozialisten zum Tode verurteilt.
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neue politische System. Eigens dafür war
eine Partei geschaffen worden, die NDPD.

Im Westen gingen die Amerikaner – im
Gegensatz zu den eher zurückhaltenden
Briten und den Franzosen – zunächst hart
und konsequent vor. 13,4 Millionen Deut-
sche über 18 Jahre mussten einen Frage-
bogen mit 131 Positionen ausfüllen, davon
hing ab, ob jemand als „Hauptschuldiger“,
„Belasteter“, „Minderbelasteter“, „Mit-
läufer“ oder „Entlasteter“ eingeordnet
werden konnte.

Allein der Teil zur Mitgliedschaft in der
Hitler-Partei und ihren zahlreichen Neben-
organisationen umfasste 60 Einzelfragen.
Die meisten Deutschen empfanden die Be-
antwortung als Zumutung. Vielleicht des-
halb wurde der kritisch-zynisch gehaltene,
Le
im
Bu
(1

A
K

G

autobiografische Roman des umstrittenen
Schriftstellers Ernst von Salomon – Titel:
„Der Fragebogen“ – einer der ersten Best-
seller nach dem Krieg. O-Ton Salomon:
Nicht die katholische Kirche ist es, die in
Fragen der Erforschung meines Gewis-
sens an mich herangetreten ist, sondern
eine Institution, weitaus weniger bewun-
dernswürdig, die Alliierte Militärregie-
rung ... Sie naht mir nicht wie der Geist-
liche dem armen Sünder in der von der
Welt abgeschiedenen Zelle des Beicht-
stuhls, sie sendet mir den Fragebogen ins
Haus und beginnt sofort barschen Tones
wie ein Untersuchungsrichter gegenüber
dem Verbrecher.

Als im März 1946 die Entnazifizierung 
in der US-Zone deutschen Dienststellen
übertragen wurde, verspotteten Patrioten
aller Couleur bitter-empört die neuein-
gerichteten Spruchkammern
als „Bruchkammern“ oder
„Sprüchekammern“.

Gleichzeitig mogelten sich
Zehntausende aus der Ver-
antwortung, indem sie ge-
fälschte Erklärungen vorleg-
ten. Ein besserer Begriff für
solche Papiere hätte nicht
erfunden werden können:
„Persilscheine“. Darin ver-
sicherten sich die Westdeut-
schen gegenseitig, stets anständig geblie-
ben zu sein. 

Das Personal der NS-Diktatur schien
sich „mehr oder weniger in Nichts“ ver-
flüchtigt zu haben, wie der Wissenschaftler
Clemens Vollnhals ironisch anmerkt. Das
Ergebnis der Entnazifizierung in der ame-
rikanischen Zone bis Ende 1949 lautete
denn auch: 22 122 Belastete, gerade mal
1654 Hauptschuldige.

Dass die engagiert angetretenen Ameri-
kaner so schnell ihren Elan verloren, war
auch eine Reaktion auf den schärfer
werdenden Ost-West-Konflikt – die Deut-
schen wurden gebraucht. „Hätten die
nominellen Parteimitglieder nicht ihre vol-
len bürgerlichen Rechte und die Möglich-
keit zurückerhalten, wieder ein normales
Leben zu führen“, befand Clay, „dann
hätte sich bestimmt früher oder später ein
ernsthafter politischer Unruheherd ent-
wickelt.“

Man kann es auch so sagen: Das ur-
sprüngliche Ziel der Entnazifizierung war
es, den Westdeutschen die Demokratie bei-
zubringen. Jetzt galt die Maxime: Wer wei-

Wenn
möglich

das T
NS-Verb
der Öffe
ausgekl
ichen
 KZ
chenwald
945)

1951
10. April: Der Bun-
destag beschließt
die Wiedereinstel-
lung von Beamten,
welche die Alliierten
wegen ihrer NS-
Vergangenheit
entlassen hatten.

1955
5. Mai: Die alliierten
Beschränkungen de
deutschen Justiz en
fallen. Die Alliierten
schreiben jedoch vo
von ihnen abgeschl
sene Verfahren nich
wieder aufzunehme
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terhin die Entnazifizierung wollte, der ge-
fährdete die Demokratie.

Wenn irgend möglich, wurde in den Zei-
tungen und im Radio das heikle Thema
der NS-Verbrechen ausgeklammert.

So postulierte Chefredakteur Klaus
Mehnert („Christ und Welt“), der von 1936
bis 1945 für die Propagandaabteilung der
Deutschen Botschaft zu Shanghai gearbei-
tet hatte, der Staat könne es sich nicht
leisten, „auf tüchtige Leute“ zu verzich-
ten – bloß „weil sie Nazis“ gewesen waren,
denn: „Millionen der Besten liegen auf den
Schlachtfeldern oder sitzen in sibirischen
Lagern.“

Bei einer solchen Stimmungslage war es
nur folgerichtig, dass die gerade gewählte
Adenauer-Regierung bereits im Dezember
1949 ein erstes Amnestiegesetz auf den
Weg brachte. „Wir haben so verwirrte

Zeitverhältnisse hinter uns“,
räsonierte der Bundeskanz-
ler, „dass es sich empfiehlt,
generell Tabula rasa zu ma-
chen.“

Vordergründig schien es
in dem Gesetz um die Zeit
nach der Kapitulation zu ge-
hen, ums Schwarzschlachten
und Schiebertum. Die wirk-
liche Bedeutung des Unter-
nehmens wurde in „auffälli-

gem Streben nach sprachlicher Keusch-
heit“ (Historiker Frei) camoufliert; denn
vor allem bezog sich die Amnestie auch
auf Straftäter der Kriegs- und Vorkriegs-
zeit, bis hin zum SS-Schergen, der 
KZ-Insassen möglicherweise totgeprügelt
hatte.

Der von allen Parteien anerkannte
Grundgedanke sei, referierte der Bundes-
tagsabgeordnete Bernhard Reismann (Zen-
trum), „Vergessen über die Vergangenheit
zu decken“. Selbst Adolf Arndt, Staats-
rechtler und Chefjurist der SPD-Fraktion,
bediente sich pathetischer Worte. „Was in
Deutschland aufhören soll“, verlangte er,
sei „die Menschenjagd“.

Menschenjagd? Ein Fall nur, ein Bei-
spiel:

Ein früherer Politischer Leiter der
NSDAP war von einer Strafkammer zu
einem Jahr Gefängnis wegen Verbrechens
gegen die Menschlichkeit verurteilt wor-
den, weil er nach dem November-Pogrom
1938 einen Katholiken für dessen Bemer-
kung, nun würden „wohl auch bald die
christlichen Kirchen drankommen“, mit

gend
wurde
ema 
chen in
lichkeit
mert.
1958
29. August: In Ulm fällt das Urteil im
„Einsatzgruppenprozess“, dem ersten
großen westdeutschen Verfahren we-
gen Massenmords in der Sowjetunion.

1. Dezember: Einrichtung der „Zentralen
Stelle“ in Ludwigsburg. Die Strafverfol-
gung von NS-Verbrechen wird ab jetzt
systematisch betrieben.
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Die Deutschen warten schon, als am
21. März 1952 die Vertreter Israels
und der Jewish Claims Conference

gegen zehn Uhr morgens den kleinen
Konferenzraum im Hotel „Oud Castel“
betreten. Eine der schwierigsten Konfe-
renzen der Nachkriegszeit kann beginnen.

Vordergründig geht es in Wassenaar
bei Den Haag um Geld. Für Aufnahme
und Versorgung von Hunderttausenden
Holocaust-Überlebenden fordern Israel
und die Claims Conference 1,5 Milliar-
den Dollar – umgerechnet rund 6 Mil-
liarden Mark. 

Doch in dem ehemaligen Schloss wird
um viel mehr gerungen als nur um finan-
zielle Entschädigungen. Wie können Ju-
den so kurz nach dem Ende der Nazi-
Zeit überhaupt wieder mit Deutschen
verhandeln? Und ist die Erfüllung der is-
raelischen Ansprüche eine Art Eintritts-
billett für die Rückkehr der Deutschen in
die zivilisierte Welt? 

Die Israelis eröffnen die Verhandlun-
gen mit einer langen, auf Englisch vorge-
tragenen Erklärung. Dann antworten die
Deutschen. Die Stimmung ist frostig – bis
sich irgendwann Otto Küster, der stell-
vertretende Leiter der deutschen Dele-
gation, ein Herz fasst und Felix Schin-
nar, dem Vorsitzenden der israelischen
Abordnung, einen Zettel über den Tisch
zuschiebt: „Aus Ihrem Englisch glaube
ich einen schwäbischen Akzent heraus-
zuhören. Habe ich recht?“ 

Er hat recht. Schinnar ist, wie Küster,
in Stuttgart aufgewachsen und hat dort
sogar dieselbe Schule wie sein deutsches
Gegenüber besucht. Bewegt schreiben
die beiden Männer einige Tage später ge-
meinsam eine Postkarte an einen ihrer
Lehrer. 

Damit ist das Eis gebrochen – wenn
auch vorerst nur in Wassenaar. Bis zu
dem Vertrag, der als deutsch-israelisches
Wiedergutmachungsabkommen in die
Geschichte eingehen wird, ist es noch ein
langer, ziemlich verschlungener Weg. 

In der vom Krieg zerstörten Bundes-
republik glauben viele, nichts oder allen-
falls eine geringe Summe an die Israelis
zahlen zu können. Vertriebene müssen
untergebracht, Fabriken und Wohnungen
wieder aufgebaut werden. 

In Israel ist die wirtschaftliche Lage
noch desolater. Industrieanlagen gibt es
so gut wie gar nicht, Devisen auch nicht.
Lebensmittel fehlen ebenso wie Medika-
mente. Das Land steht vor dem Bankrott,
muss aber ständig neue Einwanderer-
ströme aufnehmen. Allein aus Mittel-
europa haben sich mehr als eine halbe
Million Menschen dorthin gerettet, dar-
unter viele KZ-Überlebende. 

Dennoch ist ein Anspruch Israels auf
Reparationen völkerrechtlich kaum durch-
zusetzen. Der Staat war kein Kriegs-
gegner Deutschlands, er existierte in der
Nazi-Zeit nicht einmal. Jerusalem kann
deshalb nur darauf hoffen, dass die
Deutschen freiwillig zahlen. Aber als Bitt-
steller in Bonn antichambrieren? Nach
all dem, was geschehen ist? Das israe-
lische Außenministerium wendet sich im
d e r  s p i e g e l 2 / 2 0 0 6
März 1951 zunächst an die Alliierten. Die
sollen dafür sorgen, dass Geld aus Bonn
fließt. 

Den Siegermächten kommt das israe-
lische Ansinnen reichlich ungelegen. Die
Sowjetunion antwortet nicht (erst fast
fünf Jahre später schickt immerhin Ost-
Berlin eine Absage), die Westmächte ra-
ten Jerusalem, sich doch bitte direkt an
die Bundesregierung zu wenden. 

Im beginnenden Kalten Krieg sind die
Deutschen vom besiegten Feind zu ei-
nem umworbenen Verbündeten gewor-
den. Deshalb wollen Amerikaner, Briten
und Franzosen der Bundesrepublik ne-
ben der Zahlung individueller Entschädi-
gungen an Holocaust-Überlebende keine
weiteren Reparationen aufbürden. 

Aus Bonn erreichen die Israelis dage-
gen positive Signale. Konrad Adenauer
bekennt sich zu der moralischen Pflicht,
für die Verbrechen der Nazis einzuste-
hen – und er weiß um den Gewinn an in-
ternationalem Ansehen, den eine Eini-
gung mit Jerusalem bringen kann. Am
27. September 1951 erklärt er vor dem
Parlament, die Bundesrepublik wolle 
Israel für die Aufnahme von Holocaust-
Überlebenden entschädigen. 

Die Vorgeschichte dieser Regierungs-
erklärung zeigt, auf welch dünnem Eis
sich alle Beteiligten bewegen. Vor Ade-
nauers Auftritt im Bundestag wird der
heikle Text, der vor allem Verhandlungs-
gegner in Israel beruhigen soll, wochen-
lang herumgereicht: Jerusalem verlangt
Korrekturen. Nahum Goldmann, der bald
Tanker für Jerusalem
Im September 1951 verkündet Konrad Adenauer, dass er Israel für die Aufnahme Holocaust-

Überlebender entschädigen will. Es ist der Auftakt für dramatische Verhandlungen.
Gesprächspartner Ben-Gurion, Adenauer (1960), für Israel gebautes Schiff (1955 in Hamburg), Delegierte Goldmann, Schinnar (1952):



 

Angeklagter Eichmann in Jerusalem (1961)
Flucht nach Argentinien
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darauf Chef der Claims Conference wer-
den wird, redigiert mit roter Tinte. Die
Alliierte Hohe Kommission wünscht Än-
derungen. 

Hauptstreitpunkt ist die israelische For-
derung, Adenauer möge eine deutsche
Kollektivschuld anerkennen. Minister-
präsident David Ben-Gurion glaubt, die
Israelis nur so für Gespräche mit dem
„Land der Mörder“ gewinnen zu kön-
nen. Doch der Kanzler weigert sich – und
setzt sich durch. Von „unsagbaren Ver-
brechen“, begangen „im Namen des
deutschen Volkes“, spricht er schließlich.
Die beschönigende Formulierung wird
sich fortan bei Politikern jedweder Cou-
leur großer Beliebtheit erfreuen.

Die Rede bringt dennoch den Durch-
bruch. Anfang Dezember trifft sich Ade-
nauer in London mit Goldmann, der ihn
im Auftrag Ben-Gurions empfängt.  Sein
Land, beteuert der Kanzler, sei bereit,
die israelische Forderung als Gesprächs-
grundlage zu akzeptieren. Auf Wunsch
Goldmanns wird die – wie sich bald zei-
gen wird, sehr voreilige – Zusage schrift-
lich fixiert. 

Nun muss noch das Parlament in Jeru-
salem, die Knesset, direkten Verhand-
lungen mit Bonn zustimmen. In Israel de-
monstrieren Zehntausende und beklagen
Verrat an den Toten. 

Am 7. Januar 1952, dem Tag der De-
batte, stürmt eine aufgebrachte Menge
die Knesset. Steine fliegen, Fenster ge-
hen zu Bruch. Einige Dutzend Menschen
werden verwundet. „Lassen wir die
Mörder unserer Nation nicht auch ihre
Erben sein“, ruft Ben-Gurion den Ab-
geordneten zu – und bringt eine Knes-
set-Mehrheit auf seine Seite. Gut zwei
Monate später beginnt die Konferenz in
Wassenaar. 

Einige jüdische Extremisten allerdings
wollen sich damit nicht abfinden und ver-
schicken per Post Bomben. Im Münchner
Polizeipräsidium explodiert Ende März
ein Päckchen, das Passanten verdächtig
vorgekommen war. Adressiert ist der
Sprengsatz an „Bundeskanzler Dr. Kon-
rad Adenauer, Bundeshaus, Bonn“. 

Zwei Briefbomben, die in Wassenaar
eintreffen, können rechtzeitig entschärft
werden. Das jüdische Volk, heißt es im
Bekennerschreiben einer „Organisation
jüdischer Partisanen“, werde „niemals
die Rückkehr der Deutschen in die Ge-
meinschaft der Völker zulassen“.

Den Bombenbauern gelingt es nicht,
die Verhandlungen zu gefährden, aber
die heiklen Treffen stehen dennoch schon
wieder vor dem Aus. Finanzminister Fritz
Schäffer (CSU) weigert sich, die Israel-
Politik Adenauers mitzutragen, andere
Kabinettsmitglieder schließen sich an. 

Und auch des Kanzlers Finanzberater,
Hermann Josef Abs, warnt eindringlich
davor, sich auf eine Summe für die Israe-
lis festzulegen, solange zeitgleich in Lon-
don über die Höhe der deutschen Kriegs-
schulden verhandelt wird. Verunsichert
rudert Adenauer zurück. Abs soll den Is-
raelis nun nur noch einen Bruchteil ihrer
Forderungen anbieten. 

Mit dieser Volte ist die Lage des Re-
gierungschefs allerdings keineswegs kom-
fortabler geworden. Jerusalem fühlt sich
verschaukelt, Nahum Goldmann auch.
Adenauer steht vor aller Welt als Wort-
brüchiger da – und macht erneut abrupt
eine Kehrtwende. Drei Milliarden Mark,
zu zahlen vor allem mit Warenlieferun-
gen aus der Bundesrepublik, lautet jetzt
sein Angebot an Jerusalem. 

Genau so wird es dann am 10. Sep-
tember 1952 im Rathaus von Luxemburg
vereinbart. Der Claims Conference sagt
Bonn außerdem die Zahlung von 450 Mil-
lionen Mark zu. Auch diese Verpflich-
tung wird durch die Verschiffung deut-
scher Güter nach Israel beglichen.

Den meisten Deutschen allerdings 
passt die ganze Richtung nicht. Nur 
11 Prozent sind nach einer Allensbach-
Umfrage mit den Entschädigungen ein-
verstanden, 44 Prozent finden sie über-
flüssig. 

Einige Monate später verlässt die erste
Lieferung Bremen. Tanker und Kühl-
schiffe, Eisen und Stahl, Elektromotoren
und Textilien, ja sogar lebende Rinder
und Schafe erhalten die Israelis aus der
Bundesrepublik. 

Als 1965 die letzte Sendung im Hafen
von Haifa eintrifft, hat die dramatische
Geschichte des Luxemburger Abkom-
mens längst so etwas wie ein Happy End.
In Bonn und Tel Aviv amtieren Bot-
schafter, und bei den Israelis sind deut-
sche Produkte mittlerweile so begehrt,
dass deren Import boomt. 

Karen Andresen 
Gewinn an internationalem Ansehen
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der Faust ins Gesicht geschlagen und ihn
bei der Gestapo verpfiffen hatte. Diesel-
ben Richter amnestierten kurz darauf den
Ex-Funktionär mit der Begründung, er
habe „im Affekt und aus der Ideologie
seiner Zeit gehandelt“ – Grausamkeit oder
eine ehrlose Gesinnung seien nicht an-
zunehmen.

Bis zum 31. Januar 1951 kamen exakt
792176 Personen in den Genuss der Straf-
befreiung; kein Zahlenwerk weist es aus,
aber zu vermuten ist, dass zu den Profi-
teuren Zehntausende NS-Täter gehörten.

Die erste Amnestie gilt längst als ein
symbolischer Akt. Erstmals bestätigte sie
quasi amtlich jene Schlussstrichmenta-
lität, die Teile der Gesellschaft schon ver-
innerlicht hatten. Darüber hinaus bezeugt
sie ein zweites Ergebnis, das ebenso
wesentlich war, nämlich die „rasch fort-
schreitende Delegitimierung“ der Verfol-
gung von NS-Straftaten, wie Historiker
Frei folgert.

Die westdeutsche Justiz durfte lange nur
verhandeln, wenn es um Straftaten von
Deutschen an Deutschen und Staatenlo-
sen ging. Dennoch hatte sie bis ins Jahr
1950 hinein kräftig verurteilt. Doch dann
erlahmte der Eifer zusehends bis zum fast
völligen Stillstand aller Bemühungen.

In dieser Atmosphäre entschloss sich die
Bundesregierung, eine andere, gleichfalls
unliebsame Entscheidung der Alliierten
einer Revision zu unterziehen – den
Rausschmiss von etwa 160000 Beamten,
die seinerzeit dem Hitler-Staat gedient
hatten.

Heute kennt kaum noch jemand den Be-
griff, der zum Symbol werden sollte für
die Personalpolitik der Adenauer-Regie-
rung: „Hunderteinunddreißiger“. Artikel
131 des Grundgesetzes initiierte die Wie-
dereinstellung jener Beamten, die „aus an-
deren als beamten- oder tarifrechtlichen
Gründen“ entlassen worden waren – näm-
lich aufgrund ihrer NS-Vergangenheit. Ein-
zelheiten jedoch seien durch ein Bundes-
53
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Entlassene Kriegsverbrecher vor dem Gefängnis
gesetz zu regeln. Und dieses Gesetz reha-
bilitierte die Geschassten schlichtweg. 

Durchaus berechtigt ist natürlich die Fra-
ge, mit wem denn außer den „Ehemali-
gen“ der Wiederaufbau hätte funktionie-
ren können? Adenauer jedenfalls fand, wie
er einem Bundestagsabgeordneten erklär-
te, „Sie müssen die Menschen so nehmen,
wie sie sind“.

Lehrer etwa, die schon in der Diktatur
unterrichtet hatten und die bei der Ein-
übung der Demokratie deshalb keine son-
derlich gute Rolle spielen konnten.

Polizisten etwa, vor allem im Wiesba-
dener Bundeskriminalamt. In der oberen
Etage, die Ende der fünfziger Jahre aus 47
Beamten bestand, hatten bis auf 2 alle eine
braune Weste. Sie waren bei der Gestapo
gewesen, bei Einsatzgruppen oder bei der
Geheimen Feldpolizei, die sich in Weißrus-
sland skrupellos an der Ausrottung der jü-
dischen Bevölkerung beteiligt hatte. 

Staatsanwälte und Richter etwa. Allein
in Nordrhein-Westfalen liefen seit 1957
über 70 Ermittlungsverfahren gegen belas-
tete Juristen; zur Anklage kam keines. In
Karlsruhe bügelte Generalstaatsanwalt und
Ex-Sonderrichter Albert Woll etliche Fälle
weg. Selbst jener Kollege blieb unbehel-
ligt, der in Prag an mindestens 59 Todes-
urteilen beteiligt war.

Ministeriale etwa. Zahl-
reiche Führungskräfte des
Bundesjustizministeriums
hatten eine dunkle Vergan-
genheit als Kriegs- und
Sonderrichter, und zwei
Drittel aller leitenden Po-
sitionen im Auswärtigen
Amt waren mit ehemaligen
Parteigenossen besetzt. Un-
ter Hitler hatte es weniger
NSDAP-Mitglieder auf ent-
sprechenden Posten im
Auswärtigen Amt gegeben.

Im Bundestag verteidigte
der Kanzler im Herbst 1952
seine Personalpolitik:
Wenn Sie sich die Dinge
einmal in Ruhe überlegen,
dann werden Sie nicht
sagen können, dass man
anders hätte verfahren
können. Man kann doch
ein Auswärtiges Amt nicht
aufbauen, wenn man nicht
wenigstens zunächst an
den leitenden Stellen Leu-
te hat, die von der Ge-
schichte von früher her
etwas verstehen ...
Ich meine, wir sollten jetzt
mit der Nazi-Riecherei
Schluss machen.

Nazi-Riecherei, Schluss
machen – die Resozialisie-
rung auf bundespolitischer 

* CDU-Wahlplakat, 1957.
Propagandist R
Zweiter „Dolc

Minister Oberlä
Beteiligt am H
56
Ebene sah so aus, dass einer wie Friedrich
Karl Vialon erst hoher Beamter im Kanz-
leramt und dann Staatssekretär im Ent-
wicklungshilfeministerium werden konnte
– Vialon, der als Leiter der Finanzabtei-
lung im „Reichskommissariat für das Ost-
land“ Wertgegenstände jüdischer NS-Op-
fer registriert und die Vermietung von
Juden als Arbeitskräften organisiert hatte.

Dass einer wie Theodor Oberländer Ver-
triebenenminister werden konnte – Ober-
länder, der 1923 am Hitler-Putsch beteiligt
und Parteigenosse seit 1933 war, der drei
Jahre lang den „Bund deutscher Osten“
geleitet hatte, einen Nazi-Trupp, der die
Einwanderung von Polen in den Grenz-
gebieten zu verhindern suchte.

Dass einer wie Hans Globke Chef des
Bundeskanzleramts werden konnte –
Globke, der Mitverfasser eines offiziellen
Kommentars zu den Nürnberger Rasse-
gesetzen. Globke, dessen Idee es wohl war,
deutsche Juden zu zwingen, ihrem Vor-
namen „Israel“ oder „Sara“ hinzuzufügen.

Und wenn schon solche Kontinuitäten
akzeptiert wurden, dann war es nicht ver-
wunderlich, dass frühere Minderheiten im
neuen Deutschland Minderheiten blieben.

Zurückgekehrte Emigranten wie Willy
Brandt spürten deutliche Zurückhaltung,
häufig gar Ablehnung. Bei einer Umfrage

gaben 1954 gut 40 Prozent
der Befragten an, Emigran-
ten sollten kein hohes Re-
gierungsamt ausüben; nur
13 Prozent waren anderer
Meinung, ein Großteil blieb
unentschieden.

Gleichermaßen unsensi-
bel, fast sogar feindselig,
gingen viele Bürger mit
einem besonderen Ver-
mächtnis der jüngsten Ver-
gangenheit um – dem fehl-
geschlagenen Attentat auf
Hitler am 20. Juli 1944. Die
mutigen Akteure um Claus
Schenk Graf von Stauffen-
berg galten vielen bei
Gründung der Republik
nach wie vor als Verräter,
ja, es war sogar die Rede
von einem zweiten „Dolch-
stoß“.

Selbst die Regierung ver-
hielt sich ziemlich reser-
viert gegenüber jenen, die
ihr Leben aufs Spiel ge-
setzt hatten. Adenauer ent-
ließ 1953 den Widerstands-
kämpfer Hans Lukaschek
als Vertriebenenminister
und berief statt seiner den
Alt-Nazi Oberländer.

Noch Ende der Fünfziger
galt in der jungen Bundes-
wehr, deren neue Chefs
alte Kameraden waren, 
die Berufung auf die Ver-
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schwörer fast als umstürzlerisches An-
sinnen.

Eine solche Verdrängung forderte gera-
dezu die Extremisten vom rechten Rand
heraus. Im Norden Deutschlands, vor al-
lem in Niedersachsen, bildete sich mit der
Sozialistischen Reichspartei (SRP) eine
Truppe, die auf das Führerprinzip setzte.
Zielgruppe im Besonderen waren ehema-
lige Frontsoldaten.

Der Held jener Männer hieß Otto Ernst
Remer, ein halbes Jahrzehnt zuvor noch
Kommandeur des in Berlin stationierten
Wachbataillons „Großdeutschland“, das
bei der Niederschlagung des Stauffenberg-
Attentats eine entscheidende Rolle gespielt
hatte. Remer war ein großmäuliger, intel-
lektuell etwas beschränkter Demagoge. 

Die SRP-Ergebnisse der Landtagswah-
len 1951 in Niedersachsen und Bremen 
(11 beziehungsweise 7,7 Prozent) konnten
durchaus Anlass zur Besorgnis geben. In
einigen Kommunen gelang es den Rechts-
radikalen sogar, stärkste Partei zu wer-
den; bei Betriebsratswahlen im Wolfs-
burger Volkswagenwerk präsentierte die
IG Metall SRP-Kandidaten auf ihrer Liste
– aus heutiger Sicht ein unglaubliches
Zugeständnis.

Kanzler Adenauer war bei aller Bereit-
schaft, Alt-Nazis zu integrieren, nicht ge-
willt, eine rechtsradikale Massenbewegung
hinzunehmen. 1951 schrieb er dem franzö-
sischen Außenminister Robert Schuman,
er sei entschlossen – „ich darf dies mit
Nachdruck versichern“ –, gegen jedweden
Feind „der Republik vorzugehen, mit aller
Schärfe“.
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Im nächsten Heft: Die Ästhetik 
der Aufbaujahre – wie die
Deutschen am Nierentisch zu
neuem Selbstbewusstsein fanden. 
Auf Antrag der Bundesregierung ent-
schied das Bundesverfassungsgericht im
Oktober 1952, die SRP zu verbieten – mit
der Konsequenz, dass Remer und Co.
fortan nur noch für kleine Zirkel attraktiv
waren. „Der Rechtsradikalismus“, analy-
siert der Bonner Historiker Hans-Peter
Schwarz, „zerfaserte wieder in eine Viel-
zahl kleiner Parteien und Organisationen.“ 

Andererseits sprach sich die politische
Klasse für eine Amnestie jener Kriegsver-
brecher aus, die durch alliierte Richter ver-
urteilt worden waren, wohl auch, weil denen
die Sympathien Hunderttausender zuflogen.

Da war „Panzer-Meyer“, Kurt Meyer,
General der Waffen-SS, zum Tode verur-
teilt wegen der Exekution von etwa 20 ka-
nadischen Kriegsgefangenen. Adenauer
setzte sich für ihn ein, und nach wenigen
Jahren kam Meyer frei. Dem Kanzler
dankte er für „mancherlei Hilfe“.

Und da war Martin Sandberger, Doktor
der Jurisprudenz, einst Referendar bei dem
späteren SPD-Granden Carlo Schmid an
der Universität Tübingen. Sandberger hat-
te als Führer des Sonderkommandos 1a Est-
land „judenfrei“ gemacht und die direkte
Verantwortung für die Tötung von „etwa
350“ Kommunisten zugegeben. Dafür war
er 1948 in Nürnberg zum Tode durch den
Strang verurteilt worden. Sandberger saß
als „Lebenslänglicher“ an historischer Stät-
te ein: in der Festung Landsberg am Lech,
dort, wo Hitler einen Teil seines Pamphlets
„Mein Kampf“ geschrieben hatte. 

Die öffentliche Solidarität mit den Mör-
dern von gestern entwickelte sich in der
Folge zu einer gewaltigen Welle, an der
nicht nur obskure Vereine wie die „Stille
Hilfe“ beteiligt waren, sondern vor allem
die Kirchen, deren moralische Autorität in
der Nachkriegsphase als unumstritten galt.

Schon gegen die Entnazifizierung wa-
ren sie zu Felde gezogen, jetzt trommelten
sie auf unrühmliche Weise für die Freilas-
sung der Gefangenen – in „einer indiffe-
renten Haltung der Ignoranz, in der alle In-
haftierten unabhängig von ihren Taten zu
Opfern gemacht wurden“, wie der Buch-
autor Bernhard Brunner urteilt. So baten
der evangelische Bischof Otto Dibelius und
Kirchenpräsident Martin Niemöller die Al-
liierten um „Gnade für diejenigen, die, mit
dem Brandmal des Kriegsverbrechens ge-
stempelt, in Gefangenschaft gehalten wer-
den“. Zwar werde der Friede nicht wie-
derhergestellt, „aber eine Quelle der Bit-
terkeit wird damit versiegen“.

Die intensiven Bemühungen waren
schließlich erfolgreich – zehn Jahre nach
ihrem Prozess wurden die letzten „Lands-
berger“ in die Freiheit entlassen, auch
Sandberger. „Er war ein fleißiger, intelli-
genter und begabter Jurist“, beschrieb ihn
Carlo Schmid, der Sozialdemokrat. „Ohne
den Einbruch der Herrschaft des Natio-
nalsozialismus wäre Sandberger ein or-
dentlicher, tüchtiger und strebsamer Be-
amter geworden.“

Der ersten Amnestie von 1949 folgte
1954 eine zweite, sie ging noch viel weiter,
weil jetzt auch Straftaten während des Zu-
sammenbruchs – festgelegt für die Zeit
zwischen Oktober 1944 und Juli 1945 – un-
gesühnt bleiben durften, wenn sie „in der
Annahme einer Amts-, Dienst- oder
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Rechtspflicht, insbesondere eines Befehls“
begangen worden waren, und dem Täter
keine Einsichtsfähigkeit hätte zugemutet
werden können. Und die Folge war, dass
etliche NS-Verbrecher davonkamen, weil
sie für sich unwidersprochen den Befehls-
notstand reklamieren konnten, ob er nun
objektiv gegeben war oder lediglich so
empfunden wurde.

So stellte das Oberlandesgericht in
Hamm 1955 frühere Gestapo-Schergen
straffrei, die Dutzende Kriegsgefangene li-
quidiert hatten – eben weil sie sich angeb-
lich nicht im Klaren darüber gewesen sei-
en, „rechtswidrig“ gehandelt zu haben.

Wie schon fünf Jahre zuvor wurde auch
diesmal wieder den „U-Booten“, den Ille-
galen, die Möglichkeit geboten, sich zu
stellen und ein Leben ohne ständige Sorge
vor Enttarnung zu führen. Jedenfalls dann,
wenn sie sich keiner schweren Verbrechen
schuldig gemacht hatten.

Das Ergebnis war verblüffend – verblüf-
fend mager. Gerade mal 1292 Menschen of-
fenbarten sich bis Mitte 1955, im Laufe der
Zeit mag die Zahl gestiegen sein; eine genaue
Bilanz gibt es nicht. Die meisten blieben ver-
schwunden, Helfershelfer und Mitläufer,
aber auch mutmaßliche Massenmörder.

Wie jener Bruno Albrecht, der 1957 ins
Darmstädter Alice-Hospital eingeliefert
wurde. Erst als er gestorben war, kam sei-
ne wahre Identität heraus: Fritz Katzmann,
als General der Waffen-SS einer der
Höchsten in der Himmler-Organisation –
er soll für den Tod von 400000 galizischen
Juden verantwortlich gewesen sein.

Oder Sigfried Uiberreither, Hitlers Gau-
leiter in der Steiermark, Reichstagsabge-
ordneter, Obergruppenführer der SA, nach
der Aktenlage schuld am qualvollen Tod
von mehr als 1000 Slowenen. Fünf Staats-
anwaltschaften in Österreich und Deutsch-
land führten Ermittlungsverfahren gegen
ihn, das letzte stellten Dortmunder Fahn-
der am 6. Februar 1991 ein, „wegen Nicht-
ermittlung“ der Person. Uiberreither hatte,
unter dem Mädchennamen seiner Frau,
seit Anfang der fünfziger Jahre in einer
deutschen Kleinstadt gelebt – unbehelligt
bis zum Tod 1984.

Oder Anton Burger. Der frühere SS-
Hauptsturmführer im Mörderreferat Eich-
manns und zeitweilige Kommandant des
KZ Theresienstadt nannte sich Steiner, Do-
lezel, Egidy, Fasching, Katzerowsky, Kralik
und Weisz. Als Wilhelm Bauer tauchte der
Österreicher in der Bundesrepublik unter
– bis er 1993 enttarnt wurde.

Aber da war Burger schon zwei Jahre
tot. Als Wilhelm Bauer wurde er auf dem
Essener Parkfriedhof begraben, Feld 25.

Georg Bönisch
57



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Perceptual
  /DetectBlends false
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /SyntheticBoldness 1.00
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage false
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings false
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (Color Management Off)
  /AlwaysEmbed [ true
    /Sp2CentennialLight-Bold
    /Sp2CentennialLight-Italic
    /Sp2CentennialLight-Regular
    /Sp2FranklinGothic-Demi
    /Sp2Sans-Book
    /Sp2Sans-CondBook
    /Sp2Sans-CondBookItalic
    /Sp2Sans-CondDemi
    /Sp2Sans-CondMedium
    /Sp2Sans-Demi
    /Sp2Sans-Headline
    /Sp2Serif-Caps
    /Sp2Serif-Italic
    /Sp2Serif-Osf
    /Sp2Symbole
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 90
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.66667
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 90
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.66667
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 300
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.06667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /FlateEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /ENU (Use these settings to create PDF documents suitable for reliable viewing and printing of business documents. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f300130d330b830cd30b9658766f8306e8868793a304a3088307353705237306b90693057305f00200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /FRA <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
    /DEU <FEFF005300500049004500470045004c0020005000440046002000450072007a0065007500670075006e00670020004100630072006f006200610074002000350020004b006f006d007000610074006900620065006c>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [600.945 793.701]
>> setpagedevice


